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Uhrle
Fahrsilos
aus Beton-Fertigteilen

Agrarbau-
Systeme

•  Hallen / Ställe
•  Stütz/Schüttwände
•  Unterbauten/Kanalwände/Fertigkeller

•  Angebot und Beratung kostenlos
•  Lieferung frei Baustelle einschl. Fracht +

Kranmontage zum Festpreis
•  Montage innerhalb von wenigen

Stunden
•  Für jeden Landwirt die individuelle,

preiswerte Lösung
•  Bitte Prospekt und Beratung anfordern

Silowerk-Agrarbau-Betonwerk
hermann Uhrle
73479 Ellwangen-Röhlingen
Tel.: 07965/90000, Fax 07965/1001

4,5 m3

–24 m3)

•  Lieferbar in 7 Bauvarianten
(schräge+senkrechte Wandtypen)

•  Gärsaftbehälter aus einem Guß
w
w
w
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Meine Erben suche ich selbst
Höfe ohne Erben (2): Wenn ein alleinstehender Landwirt stirbt, fällt der Hof in die 
Hände seiner wie auch immer zusammengesetzten gesetzlichen Erben. Wer das 
verhindern will, muss ein Testament oder einen Erbvertrag errichten. 

G rundsätzlich ist jeder frei, 
über seinen Nachlass zu be-
stimmen, wie immer er es 

will. Im Unterschied zur norddeut-
schen Höfeordnung gibt es in Bay-
ern keine Einschränkungen. Ein ein-
faches Testament genügt, um einen 
x-Beliebigen zum Erben zu bestim-
men (dies kann jede natürliche Per-
son, aber auch ein Verein, eine ge-
meinnützige Einrichtung sein). 
Damit kann der Betrieb – an wen 
auch immer – durch Erbeinsetzung 
oder Vermächtnisanordnungen im 
Todesfall übereignet werden (zu den 
damit einhergehenden erbschaftsteu-
erlichen Auswirkungen im nächsten 
Heft).

Wer jedoch eigene Kinder hat oder 
wessen Eltern noch leben, muss dabei 
bedenken, dass diesen Pflichtteilsan-
sprüche zustehen können, wenn sie 
nicht als Erben bedacht werden. Wei-
tergehende Verwandte wie Geschwis-
ter oder Nichten und Neffen haben 
keine solchen Pflichtteilsansprüche.

Bestehen eventuell 
Pflichtteilsansprüche?

Die Pflichtteilsansprüche bestehen 
in Höhe des hälftigen gesetzlichen 
Erbteils und errechnen sich aus dem 
Wert des Nachlasses im Zeitpunkt 
des Todes (vgl. dazu Wochenblatt 
Heft 46/2015). Während die Über-
gabe des landwirtschaftlichen Betrie-
bes an Abkömmlinge (Kinder, Enkel) 
pflichtteilsrechtlich begünstigt wer-
den kann, ist dies bei der Vererbung 
an Fremde nicht möglich. Die Ver-
erbung eines Landguts zum Ertrags-
wert im Verhältnis zu dem meist viel 
höheren tatsächlichen Verkehrswert 
ist nur zugunsten von Abkömmlin-
gen, Ehegatten oder im Zeitpunkt des 
Todes noch lebenden Eltern möglich. 
Wenn die Erben nicht diesem Per-
sonenkreis angehören, haben sie den 
Pflichtteilsberechtigten deren An-
spruch aus dem tatsächlichen Wert 
des Betriebes auszuzahlen. Wenn die 
Pflichtteilsberechtigten nicht in nota-
rieller Form auf ihr Recht verzichtet 
haben, muss diese Pflichtteilslast von 
den Erben geschultert werden.

Ähnliches gilt auch für den Fall, 
dass der Betrieb zu Lebzeiten an au-
ßenstehende Dritte schenkweise oder 
durch sogenannte „gemischte Schen-
kung“ abgegeben wird. Die Schen-
kungen, die innerhalb der letzten 
zehn Jahre vor dem Ableben erfolgt 
sind, lösen sogenannte Pflichtteilser-
gänzungsansprüche aus. So kann eine 
lebzeitige Hofübergabe unter güns-
tigen Bedingungen (hoher Betriebs-
wert, geringe Leibrente etc.) eine er-
hebliche Schenkung darstellen und 

Den Nachfolger adoptieren? Wird der Hof nicht an einen 
Nachkommen in direkter Linie übergeben, können hohe Steuerlasten 
die Folge sein. Mit einer Adoption kann man dies vermeiden.

damit zu Pflichtteilsergänzungsan-
sprüchen, die sich auch gegen den 
Hofübernehmer als Beschenkten 
richten können, auslösen. Zwar ver-
ringern sich diese Ansprüche für je-
des Jahr, das zwischen der Hofüber-
gabe und dem Tod liegt, um ein 
Zehntel. Dies gilt aber nicht, wenn 
die Übergabe unter Nießbrauchsvor-
behalt erfolgte.

Zwar gibt es eine Reihe von Mög-
lichkeiten, solche Pflichtteils- und 
Pflichtteilsergänzungsansprüche zu 
unterlaufen (vgl. Wochenblatt Heft 
49/2015). In der Praxis von Bedeu-
tung ist aber meistens nur ein Weg, 
da dieser auch zu erheblichen steuer-
rechtlichen Vorteilen führt:

Die Adoption als Weg 
zur Nachfolgeregelung

Der Adoptierte erlangt mit einer 
Adoption die rechtliche Stellung ei-
nes Kindes des Annehmenden. Die 
gesetzlichen Regelungen unterschei-
den zwischen der Adoption eines 
Minderjährigen und der eines Er-
wachsenen. Der wesentliche Unter-
schied liegt darin, dass bei der Ad-
option eines Minderjährigen das 
Verwandtschaftsverhältnis zwischen 
dem Kind und seinen bisherigen 
Verwandten – mit bestimmten Aus-
nahmen – erlischt. Bei der Adopti-
on eines Erwachsenen bleibt hinge-
gen das Verwandtschaftsverhältnis 
zwischen dem Adoptierten und sei-
ner leiblichen Verwandtschaft beste-
hen. Hinzu kommt gewissermaßen 
die Verwandtschaft mit dem Anneh-
menden, woraus ein volles Erb- und 
Pflichtteilsrecht erwächst. Der als Er-

wachsener Adoptierte kann also ver-
einfacht ausgedrückt zweimal be-
günstigt sein.

Durch die Adoption vermindert 
sich auch die Pflichtteilsquote der 
eventuell vorhandenen leiblichen 
Kinder, da ein weiterer Abkömmling 

hinzutritt. Nachdem der Adoptierte 
einem leiblichen Kind gleichgestellt 
ist, kann er einen landwirtschaftli-
chen Betrieb begünstigt zum Ertrags-
wert übernehmen.

Die Adoption eines Volljährigen 
setzt nach der gesetzlichen Regelung 
voraus, dass sie „sittlich gerechtfer-
tigt“ ist. Dies ist insbesondere an-
zunehmen, wenn zwischen dem 
Annehmenden und dem Anzuneh-
menden ein „Eltern-Kind-Verhält-
nis“ bereits entstanden ist. Allein 
der Wunsch, Steuern zu sparen oder 
die Pflichtteilsansprüche anderer zu 
mindern, genügt also für eine Adop- 
tion nicht. Dass diese Motive Ne-
benzweck der Adoption sind, scha-
det aber nicht. 

Voraussetzung für die Adoption 
ist eine innere Zuwendung, wie sie 
zwischen Eltern und erwachsenen 
Kindern zu erwarten ist, also insbe-
sondere die auf Dauer angelegte Be-
reitschaft, sich gegenseitig Beistand 
nicht nur in Notfällen zu leisten, son-
dern Kontakt und innere Verbunden-
heit in Verbindung mit wirtschaftli-
cher Hilfe zum Unterhalt etc. Die 
Sicherung der Hofnachfolge kann da-
bei ein beachtenswertes Motiv sein. 

Wie läuft eine  
Adoption ab?

Eingeleitet wird eine Adoption 
durch einen notariell zu beurkunden-
den Antrag, der beim Familienge-
richt eingereicht wird. In den Adop- 
tionsantrag ist eine eingehende Schil-
derung des bisherigen persönlichen 
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Umgangs zwischen den Beteiligten 
aufzunehmen. Dabei sollen zum Bei-
spiel gemeinsame Interessen, Weltan-
schauungen, Hobbys etc. dargestellt 
und die Situation des sonstigen fami-
liären Umfelds dargelegt werden. In 
der Praxis bewährt hat sich die Beifü-
gung von Dokumenten wie zum Bei-
spiel Fotos von gemeinsamen Unter-
nehmungen, Urlauben, Feiern etc., 
um den eigenen Sachvortrag plau-
sibel zu machen. Die Kosten eines 
solchen Antrags richten sich nach 
den Vermögensverhältnissen des 
Annehmenden.

Beispiel: Beizubringen sind
●● Geburtsurkunden des Annehmen-

den und Anzunehmenden,
●● eine beglaubigte Abschrift des Fa-

milienbuchs
●● Heiratsurkunden, ist der Anzuneh-

mende oder der Annehmende ver-
heiratet, muss auch der jeweilige Ehe-
partner zustimmen.

Zuständig für das Adoptionsver-
fahren ist das Familiengericht. Be-
vor über einen Adoptionsantrag ent-
schieden wird, werden die Beteiligten 
durch den Richter angehört. Um fest-
zustellen, ob die Adoption „sittlich 
gerechtfertigt“ ist, kann das Gericht 
auch weitere Familienangehörige an-
hören. Hat der Annehmende selbst 
Kinder, sind auch diese einzubezie-
hen, da die Adoption ja auch deren 
Rechte berührt. Ähnliches gilt auch 
umgekehrt, wenn der Anzunehmen-
de selbst Kinder hat. Dann ist mitun-
ter auch eine Stellungnahme des Ju-
gendamtes erforderlich. 

Ein Adoptionsverfahren ist also 

Rentenbank senkt 
Zinsen erneut

D ie Landwirtschaftliche Renten-
bank, Frankfurt, hat die Zinssät-

ze ihrer Förderkredite entsprechend 
der Zinsentwicklung an den Kapital-
märkten um bis zu 0,20 Prozentpunk-
te (nominal) gesenkt. In der günstigs-
ten Preisklasse (A) liegt der Top-Zins 
jetzt für Laufzeiten bis 30 Jahre mit 
einer Zinsbindung bis 10 Jahre bei 
effektiv 1,00 Prozent. Zum günsti-
gen Top-Zins werden unter anderem 
nachhaltige Investitionen in den Um-
welt- und Ressourcenschutz, den Ver-
braucherschutz oder im Bereich er-
neuerbare Energien finanziert. 

Die Rentenbankkredite dürfen 
neben anderen öffentlichen Mitteln, 
zum Beispiel Zuschüssen, eingesetzt 
werden, soweit die von der EU vor-
gegebenen Beihilfeobergrenzen ein-
gehalten werden. Die Kreditanträge 
sind an die Hausbank zu richten. In 
Abhängigkeit von der Bonität und 
der Werthaltigkeit der Sicherheiten 
nehmen die Hausbanken die Einstu-
fung in die jeweilige Preisklasse vor. 
Service-Nummer Kreditanfragen: 
069-2107-700�

Meine Erben …
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nicht nur ein formaler Akt. Viel-
mehr wird schon die Ernsthaftigkeit 
der Beziehung unter den Beteiligten 
geprüft. Deshalb ist auch von einer 
Verfahrensdauer von durchschnitt-
lich einem halben Jahr auszugehen.

Den erbrechtlichen Vorteilen der 
Adoption stehen gewisse Nachteile 
gegenüber. Für den Adoptierten ent-
steht eine Unterhaltspflicht gegen-
über dem Annehmenden. Auch gibt 
es Fälle, in denen sich nach erfolg-
ter Adoption die persönlichen Bezie-
hungen ins Negative wandeln. Dann 
die Adoption wieder rückgängig zu 
machen ist nicht einfach. Zwar kann 
grundsätzlich das Familiengericht 
auf entsprechenden Antrag hin die 
Adoption wieder aufheben, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Allein, dass 
sich die familiären Beziehungen der 
Beteiligten nicht nach deren Vorstel-
lungen entwickelt haben, rechtfertigt 
die Aufhebung nicht. Erforderlich 
sind vielmehr massive Verfehlungen 
wie Verbrechen gegen Adoptivver-
wandte oder sonstige schwere Verstö-
ße gegen die familiären Beziehungen. 
Auch hier gilt der Grundsatz: Wie 
schon mit leiblichen Kindern, sollte 
man auch mit adoptierten Kindern 
Regelungen in einem Übergabever-
trag treffen, die auch den Fall berück-
sichtigen, dass man sich nicht mehr 
wohlwollend gegenübersteht.

Für all diejenigen, die ihren Be-
trieb aus welchen Gründen auch im-
mer weder an Verwandte noch an au-
ßenstehende Dritte veräußern oder 
übergeben wollen, verbleibt als wei-
tere Möglichkeit, den Betrieb in ei-
ner besonderen Rechtsform weiter 
zu erhalten.

Die Gründung einer 
eigenen Stiftung

Als besonderer Weg der außerfa-
miliären Hofübergabe kann der Be-
trieb auf eine Stiftung übertragen 
werden. Mit einer Stiftung wird ein 
Vermögen, hier also ein Hof nebst 
allem lebenden und toten Inventar, 
derart verselbstständigt, dass es in 
der Stiftung dauerhaft sowie unab-
hängig rein für sich selbst existiert, 
wobei mit dem Stiftungsvermögen 
und insbesondere aus seinen Erträ-
gen der vom Stifter festgelegte Zweck 

verfolgt wird. Keineswegs muss es 
sich dabei aber immer um eine be-
reits bestehende oder gar fremde Stif-
tung handeln, sondern der Landwirt 
kann auch selbst zum Stifter werden, 
mithin aus seinem Betrieb oder Tei-
len davon eine eigene Stiftung errich-
ten. Dies ist sowohl zu Lebzeiten als 
auch durch Testament oder Erbver-
trag von Todes wegen möglich. 

Die Vorteile einer Stiftung als wei-
tere Variante der Hofnachfolge ne-
ben der reinen Verpachtung oder gar 
dem Verkauf des Betriebes liegen auf 
der Hand:

●● Der Betrieb als das Lebenswerk 
meist mehrerer Generationen bleibt 
in Achtung der Tradition samt dem 
Namen der Familie auch in Zukunft 
erhalten,

●● Qualifizierten Landwirten ohne 
eigenen Hof kann mit der Stelle des 
bei der Stiftung angestellten oder von 
der Stiftung pachtenden Betriebslei-
ters eine langfristig sichere Perspek-
tive geboten werden,

●● Der Stifter kann damit auch ag-
rarpolitische Ziele wie zum Beispiel 
den Erhalt der bäuerlichen Landwirt-
schaft und die Eindämmung des Hö-
festerbens verfolgen,

●● Der Stifter kann seine unternehme-
rischen Ziele wie zum Beispiel die Be-
triebsfortführung und den Erhalt von 
Arbeitsplätzen sicherstellen,

●● Auch die Fortsetzung eines ge-
meinnützigen Engagements kann 
unmittelbar mit dem Betrieb der 
Stiftung selbst, zum Beispiel als Ver-
suchshof oder Schulbetrieb, oder den 
daraus resultierenden Erträgen oder 
Pachteinnahmen auch über die Le-
bensdauer des Stifters hinaus verfolgt 
und erreicht werden.

Gerade weil die Stiftung eine ei-
gene Rechtspersönlichkeit ist und 
schlichtweg sich selbst gehört, bleiben 
betriebs- und bestandsgefährdende 
Erbstreitigkeiten, Scheidungen oder 
Anteilspfändungen an ihr aus. Wird 
die Stiftung bereits zu Lebzeiten des 
Stifters errichtet und ihr das Vermö-
gen rechtzeitig zugewandt, können 
seitens der weichenden Erben auch 
keine diesbezüglichen Pflichtteilser-
gänzungsansprüche mehr geltend ge-
macht werden. Dem Bestand der Stif-
tung kommt dabei weiter zugute, dass 
die Übertragung von Vermögen auf 

sie in Form von Spenden oder Zu-
wendungen in den Stiftungsstock mit 
erheblichen Steuervorteilen einher-
geht, wenn der hauptsächliche Zweck 
der Stiftung von den Finanzbehörden 
als gemeinnützig anerkannt wird.

Eine Stiftung erfordert 
ausreichende Mittel

Aber es gilt auch hier: Kein Vor-
teil ohne Nachteil. Eine Stiftung zu 
errichten ist regelmäßig nur dann 
sinnvoll, wenn zur Verwirklichung 
des Stiftungszwecks neben dem Be-
stand des Betriebs auch die weite-
re Liquidität nachhaltig gewährleis-
tet ist, was ein erhebliches Vermögen 
voraussetzt. Die Schaffung einer si-
cheren Existenzgrundlage für den 
Betriebsleiter samt Aufbau einer hin-
reichenden Altersvorsorge sowie die 
Bereitstellung der Liquidität für er-
forderliche Instandhaltungen und 
Instandsetzungen stehen dabei im 
Mittelpunkt und stellen nicht sel-
ten eine erhebliche Hürde bereits 
zum Zeitpunkt der Stiftungserrich-
tung dar. Sollen im Fall einer soge-
nannten Familienstiftung dann auch 
noch der Stifter und seine Familie 
Versorgungsleistungen aus den Stif-
tungserträgen erhalten, ist diese Hür-
de nicht selten so hoch, dass manch 
gut gemeintes Stiftungsvorhaben da-
ran scheitert.

Ein weiterer Nachteil mag dabei 
auch die ewig währende Festschrei-
bung des Stiftungszwecks sein, die 
zur recht starren Strukturen einer je-
den Stiftung führt. Auf sich ändern-
de Umstände und in Zukunft sich 
ergebende Erfordernisse kann durch 
den Stiftungsvorstand oft nicht hin-
reichend effizient reagiert werden, 
wenn ein solches Erfordernis bei der 
Stiftungserrichtung nicht bereits be-
rücksichtigt wurde. Der jeweilige 
Stiftungszweck sollte daher auch nur 
unter sach- und fachkundiger Anlei-
tung ausgewählt und in der Satzung 
formuliert werden, auf dass der wohl-
gemeinten Stiftung keine unnötigen 
Steine in ihren langen Weg gelegt 
werden.

Sind sämtliche Hürden aber ge-
nommen und ist die Entscheidung 
zur Stiftungserrichtung gefallen, so 
stellt die Stiftung als Instrument der 
landwirtschaftlichen Nachfolgepla-
nung eine Chance für Betrieb, Land-
wirtschaft und Familie dar. Seinem 
Engagement kann der Landwirt da-
rüber hinaus mit der Stiftung un-
ter Wahrung der Tradition eine 
nachfolgerunabhängige Form ge-
ben. Weitergehende Informationen 
und Einzelheiten zu Stiftungsstruk-
tur, Stiftungsorganen und Stiftungs-
verfassung sind auf der Internetsei-
te des Bundesverbandes Deutscher 
Stiftungen unter www.stiftungen.org 
abrufbar.

Florian Aicher
Fachanwalt für Erbrecht, München

Josef Deuringer
Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg 

Nächste Woche: Steuern optimieren

Stiftung: Die Gründung erfordert eine umfassende Vorbereitung.
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